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Satzung über die Betrauung mit der Herstellung und Verbreitung aktueller lokaljournalistischer 
Nachrichten- und Informationssendungen und -angebote nach dem Staatsvertrag über private Me-

dien in Berlin- Brandenburg (PMStV) 

(Satzung Betrauung Lokaljournalismus) 

vom 10. Juni 2026  

Aufgrund von § 33 Absatz 2 Satz 1 Nr. 16 i. V. m. § 35 des Staatsvertrages über private Medien in Berlin 
und Brandenburg (PMStV) erlässt die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) folgende Satzung: 

Präambel 

Nach den geltenden beihilferechtlichen Rahmenbedingungen müssen Unternehmen, die staatliche Bei-
hilfen (Ausgleichsleistungen) für die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen 
Interesse (DAWI) erhalten, vom Beihilfegeber mit der Aufgabenwahrnehmung betraut sein.  

Nach § 33 Absatz 2 Satz 1 Nr. 16 hat die der mabb die öffentliche Aufgabe, lokaljournalistische Nach-
richten- und Informationssendungen und -angebote von Rundfunkveranstaltern, Telemedienanbietern 
oder Anbietergemeinschaften zu fördern. Gemäß § 33 Absatz 2 Satz 1 Nr. 16 i. V. m. § 35 Absatz 1 PMStV 
kann die mabb private Rundfunkveranstalter und Anbieter von Telemedien mit der Herstellung und 
Verbreitung aktueller lokaljournalistischer Nachrichten- und Informationssendungen und -angebote be-
trauen, soweit keine hinreichende lokaljournalistische Versorgung in den jeweiligen Gemeinden, Bezir-
ken oder Landkreisen sichergestellt ist. Dadurch soll die bestehende Vielfalt der Meinungen in den je-
weiligen Gemeinden, Bezirken oder Landkreisen durch qualitätvolle Sendungen und Angebote in gleich-
gewichtiger Weise zum Ausdruck gebracht werden. 

§ 1
Zweck, Gegenstand und Umfang der Betrauung 

(1) Gegenstand der Betrauung ist die Herstellung und Verbreitung aktueller lokaljournalistischer Nach-
richten- und Informationssendungen und -angebote (nachfolgend „Sendungen oder Angebote“). Durch
die Betrauung soll die bestehende Vielfalt der Meinungen in den jeweiligen Gemeinden, Bezirken oder
Landkreisen durch qualitätvolle Sendungen und Angebote in gleichwertiger Weise zum Ausdruck ge-
bracht werden.

(2) Die konkrete Ausgestaltung der betrauten Sendungen oder des betrauten Angebots ergibt sich aus
dem Betrauungsbescheid.

(3) Ein Anspruch auf Betrauung besteht nicht.
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§ 2 
Betrauungsakt und Befristung der Betrauung 

(1) Die Betrauung erfolgt durch Verwaltungsakt in Form eines Betrauungsbescheids.  

(2) Die Betrauung erfolgt in der Regel für mindestens zwei und höchstens fünf Jahre. Eine erneute 
Betrauung ist zulässig. 

 

§ 3  
Feststellung einer Unterversorgung 

Nach § 35 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 PMStV erfolgt eine Betrauung nur, soweit in den jeweiligen Ge-
meinden, Bezirken oder Landkreisen keine hinreichende lokaljournalistische Versorgung sichergestellt 
ist. Hierzu ermittelt die mabb den Versorgungsgrad basierend auf einer Erhebung aller Medienangebote 
in den Bezirken (Berlin) bzw. Landkreisen und kreisfreien Städten (Brandenburg), die regelmäßig er-
scheinen und lokaljournalistische Nachrichten- und Informationsinhalte veröffentlichen, sowie ihrer 
Publikationshäufigkeit. Darüber hinaus berücksichtigt die mabb, wie wichtig die jeweilige Mediengat-
tung für die lokale Meinungsbildung ist. 

 

§ 4 
Pflichten der betrauten Veranstalter oder Anbieter 

(1) Mit der Betrauung ist der Veranstalter oder Anbieter verpflichtet, die betrauten Sendungen oder 
Angebote im betrauten Umfang herzustellen und zu verbreiten. Die Übertragung der Ansprüche oder 
Verpflichtungen aus dem Betrauungsbescheid auf Dritte ist ausgeschlossen. Der betraute Veranstalter 
oder Anbieter ist berechtigt, sich bei der Erfüllung seiner betrauten Aufgabe der Leistungen geeigneter 
Dritter zu bedienen. 

(2) Der betraute Veranstalter oder Anbieter hat der mabb jährlich einen Tätigkeits- und Finanzierungs-
bericht vorzulegen, der den Anforderungen von Absatz 3 Rechnung trägt. Der Tätigkeitsbericht hat An-
gaben zur Reichweite der betrauten Sendung oder des betrauten Angebots zu enthalten.  

(3) Der betraute Veranstalter oder Anbieter ist verpflichtet, die in Verbindung mit den betrauten Sen-
dungen oder Angeboten erzielten Einnahmen und Ausgaben in seiner Buchführung von allen anderen 
Tätigkeiten getrennt auszuweisen (Trennungsrechnung). Zu berücksichtigen sind alle Einnahmen, die 
der Veranstalter oder Anbieter ohne die betreffende Betrauung nicht erzielt hätte. Der betraute Veran-
stalter oder Anbieter hat anzugeben, nach welchen Parametern die Zuordnung der Einnahmen und Aus-
gaben erfolgt.  

(4) Änderungen wesentlicher Umstände, insbesondere hinsichtlich der Finanzierung, der Eigentü-
merstruktur oder der redaktionellen Ausrichtung, sind der mabb unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Die mabb ist berechtigt, die Erfüllung der betrauten Aufgabe zu überprüfen. Die mabb sowie der 
Rechnungshof von Berlin und der Landesrechnungshof Brandenburg sind ferner berechtigt, Bücher, 
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Belege und sonstige Geschäftsunterlagen des betrauten Veranstalters oder Anbieters zu prüfen oder 
durch Dritte prüfen zu lassen, etwa mit Blick darauf, ob eine Überkompensation (§ 4) vorliegt. Der be-
traute Veranstalter oder Anbieter hat auf Anforderung der Prüfberechtigten die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen und Unterlagen zur Einsicht vorzulegen. 

 

§ 5 
Ausgleichzahlungen, Vermeidung von Überkompensation 

(1) Ausgleichszahlungen für die Herstellung der betrauten Sendungen oder Angebote können aus-
schließlich aus Landeshaushaltsmitteln oder Mitteln Dritter, die Verbreitung betrauter Sendungen oder 
Angebote zusätzlich auch aus Beitragsmitteln gefördert werden.  

(2) Ausgleichszahlungen gehen nicht über das hinaus, was notwendig ist, um die betraute Aufgabe zu 
erfüllen. Als notwendige Ausgaben werden alle im Förderzeitraum ausschließlich oder anteilig für die 
Herstellung und Verbreitung der betrauten Sendungen oder Angebote entstandene Ausgaben, insbe-
sondere Sach- und Personalausgaben, anerkannt. Gemeinkosten sind anteilig aufzuteilen. Nicht den 
Ausgaben zuzurechnen sind sämtliche unmittelbaren Ausgaben für andere Tätigkeiten und eine ange-
messene Kapitalrendite. Übersteigen die Ausgleichsleistungen das zur Erfüllung der Aufgabe Notwen-
dige (Überkompensation), ist der betraute Veranstalter oder Anbieter verpflichtet, dies der mabb un-
verzüglich mitzuteilen. 

 

§ 6  
Antragsstellung und Ausschreibungsverfahren 

(1) Betrauungen erfolgen ausschließlich auf Grundlage eines Antrages im Rahmen eines Ausschrei-
bungsverfahrens. Ausschreibung und Betrauung beziehen sich in der Regel auf eine oder mehrere Be-
zirke (Berlin) bzw. Landkreise und kreisfreie Städte (Brandenburg), für die die mabb eine Unterversor-
gung mit aktuellen lokaljournalistischen Nachrichten- und Informationssendungen oder -angeboten 
nach § 3 festgestellt hat. Die Ausschreibungen werden auf der von der mabb auf der Website der mabb 
veröffentlicht. Die mabb kann die Zahl der Betrauungen je Ausschreibung begrenzen. 

(2) Die Anträge müssen fristgerecht eingereicht werden. Die in der Ausschreibung angegebenen An-
tragsfristen sind in der Regel Ausschlussfristen. Nach Ablauf der Frist ist eine Teilnahme an der Aus-
schreibung nicht mehr möglich und die Betrauung ausgeschlossen. 

(3) Der Medienrat legt bei seinen Entscheidungen über die Betrauung die in § 35 Absatz 4 PMStV ge-
nannten Kriterien zu Grunde. 

 

§ 7 
Rücknahme, Widerruf 

Für Rücknahme oder Widerruf eines Betrauungsbescheides gelten die §§ 48 bis 49a Verwaltungs-
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verfahrensgesetz (VwVfG). Die mabb ist insbesondere berechtigt, die Betrauung ganz oder teilweise mit 
sofortiger Wirkung zu widerrufen für den Fall, dass die mabb die betrauten Bedingungen aus zwingen-
den Gründen ändern oder aufgrund abgeänderter Vorschriften neu regeln muss.  

 

§ 8 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Juli 2026 in Kraft. 

 


